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Tenor:

1. Auf die Beschwerde der Antragstellerin wird der Beschluss des
Amtsgerichts - Familiengericht - Waldbröl vom 20.04.2010 (12 F
61/10) teilweise abgeändert und zu II. der Entscheidungsformel
betreffend die elterliche Sorge wie folgt gefasst:

Die elterliche Sorge für D. I., geboren am 26.11.2008, wird der
Antragstellerin allein übertragen.

2. Hinsichtlich der Kosten erster Instanz bleibt es bei der
angefochtenen Entscheidung. Auch die Kosten des
Beschwerdeverfahrens werden gegeneinander aufgehoben.

3. Der Wert des Beschwerdeverfahrens wird auf 3.000 €
festgesetzt.

 
Gründe:

1. Durch den angefochtenen Beschluss des Familiengerichts, auf dessen Inhalt wegen aller
Einzelheiten verwiesen wird, ist die Ehe der Beteiligten zu 1. und 2. geschieden sowie unter
Zurückweisung des Sorgerechtsantrages der Antragstellerin (Mutter) bestimmt worden, dass
die elterliche Sorge für das betroffene Kind beiden Elternteilen gemeinsam zusteht (Ziff. II.
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der Entscheidungsformel) und dass ein Versorgungsausgleich nicht stattfindet.

Die Antragstellerin wendet sich mit ihrer form- und fristgerecht eingelegten Beschwerde
gegen die Entscheidung zur elterlichen Sorge und verfolgt ihren Antrag auf Übertragung der
Alleinsorge weiter.

Sie begründet dies mit der von ihr seit längerer Zeit geplanten Auswanderung nach Kanada,
an der der Antragsgegner ursprünglich – vor der Trennung der Beteiligten zu 1. und 2. - auch
habe teilnehmen wollen. Die Auswanderung der gesamten Familie einschließlich ihrer Eltern
sei seit langer Zeit geplant und vorbereitet. Die Familie ihrer Schwester wohne bereits in
Kanada und habe ein Haus gebaut, in dem auch sie Unterkunft finden werde. Sie habe auch
schon eine Arbeitsstelle, die sie antreten könne. Dem Antragsgegner werde der Umgang mit
D. ermöglicht werden, wenn er besuchsweise nach Kanada komme.

Sie gibt an, D. bisher im Wesentlichen allein versorgt zu haben.

Die Antragstellerin beantragt, unter Abänderung der erstinstanzlichen Entscheidung die
elterliche Sorge auf sie allein zu übertragen.

Der Antragsgegner beantragt,

die Beschwerde zurückzuweisen.

Er verteidigt die erstinstanzliche Entscheidung. Er will weiterhin mit der Antragstellerin
gemeinsam die elterliche Sorge wahrnehmen und widerspricht der Auswanderung des
Kindes zusammen mit der Antragstellerin. Er macht geltend, dass der Umgang mit dem Kind
im Falle der Auswanderung mit der Mutter praktisch unmöglich gemacht würde und es nicht
dem Kindeswohl entspreche, ohne Vater aufzuwachsen. Er misstraut dem Angebot der
Antragstellerin zur Ermöglichung des Umgangs in Kanada.

Wegen des weiteren Vorbringens der Beteiligten im Einzelnen wird auf den Akteninhalt
verwiesen.

Das beteiligte Jugendamt ist in der mündlichen Verhandlung angehört worden.

2. Die zulässige Beschwerde ist begründet.

Nach § 1671 Abs. 2 Nr. 2 BGB ist die elterliche Sorge allein der Antragstellerin zu übertragen,
weil dies dem Wohl des Kindes am besten entspricht.

Dies ergibt sich für den Senat bei einer umfassenden Würdigung der entsprechend der
Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs (vgl. BGH, Beschluss vom 28.04.2010 XII ZB 81/09
RZ. 18,20 m.w.N. zitiert nach JURIS) zu beachtenden Gesichtspunkte des Kindeswohls unter
Berücksichtigung der durch Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG gewährleisteten Elternrechte beider
Elternteile.

Dabei ist zu beachten, dass die Auswanderungsabsicht der Antragstellerin nicht zur
Disposition der familiengerichtlich zu treffenden Entscheidung steht, sondern im Rahmen der
Gesamtabwägung zu beurteilen ist, ob die Auswanderung mit der Antragstellerin oder der
Verbleib im Inland beim Antragsgegner die für das Kindeswohl bessere Lösung ist (vgl. BGH
a.a.O. RZ 28).
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Vorliegend misst der Senat dem Grundsatz der Betreuungs- und Bindungs-Kontinuität in
Bezug auf die Mutter für das noch nicht zwei Jahre alte Kind einen hohen und letztlich
entscheidenden Stellenwert bei. Da sich auch der Antragsgegner – abgesehen von der
Auswanderungsabsicht – für einen Verbleib des Kindes bei der Mutter ausgesprochen hat,
kann es letztlich keinem Zweifel unterliegen, dass dies die bessere Lösung für das Kind ist,
da anderen entgegen stehenden Gesichtspunkten kein noch höherer Stellenwert im Hinblick
auf das Kindeswohl beizumessen ist.

Hier hat der Senat berücksichtigt, dass mit der Auswanderung nach Kanada jedenfalls das
sowohl im Interesse des Kindes als auch des Vaters bestehende Umgangsrecht, das
Gegenstand des durch Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG gewährleisteten Elternrechtes ist, in
erheblichen Maße beeinträchtigt zu werden droht, weil auch nach der Erörterung in der
mündlichen Verhandlung noch keine konkrete Lösung für die Fortsetzung des Umgangs von
Vater und Tochter nach der Auswanderung gefunden werden konnte und insoweit derzeit
lediglich der Appell an den guten Willen der Parteien bleibt, der jedenfalls von
Antragstellerseite zugesichert wurde. Bei einer Gesamtabwägung muss aber nach
Auffassung des Senats die insoweit jedenfalls vorläufig nur vage Möglichkeit zur
Aufrechterhaltung des Kontakts zum Vater, die angesichts des Alters des Kindes auch nur
unbefriedigend mit Fernkommunikationsmitteln gewährleistet werden kann, in Kauf
genommen werden, weil der alternativ drohende Beziehungsabbruch zur Mutter, die das Kind
bisher vorwiegend betreut hat, mit einer erheblich gravierenderen Beeinträchtigung des
Kindeswohls verbunden wäre. Einer näheren Aufklärung des von den Beteiligten
unterschiedlich dargestellten Umfanges der Betreuungsbeiträge des Antragsgegners, die
auch nach dessen Darstellung nur als untergeordnet bezeichnet werden können, bedarf es
insoweit nicht. Der Antragsgegner hat auch keine konkreten Vorstellungen dargetan, wie die
Betreuung Celinas ohne die von ihm grundsätzlich befürwortete Betreuung durch die Mutter
erfolgen könnte. Allein der allgemeine Hinweis, dass er sehr wohl in der Lage sei, die
Betreuung und Versorgung D. sicherzustellen, wobei er über einen längeren Zeitraum und im
Falle eines Wiedereinstiegs in das Berufsleben durch seine Familie unterstützt werden
könnte, erscheint insoweit als unzureichend. In der mündlichen Verhandlung wurde für den
Senat durch die persönlichen Äußerungen des Antragsgegners deutlich, dass es diesem
praktisch nur um die Verhinderung der Auswanderung zur Aufrechterhaltung des inzwischen
nach Unterbrechung wieder angebahnten Umgangskontaktes geht, ohne ernsthaft selbst die
persönliche alleinige Verantwortung übernehmen zu wollen. Dies ist zwar ein
nachvollziehbares und verständliches Anliegen, zeigt aber letztlich auf, dass der weitere
Verbleib der Tochter bei der Mutter im Interesse des Kindeswohls im Ergebnis alternativlos
ist.

Hinzukommt, dass für die auswandernde Teilfamilie und damit auch für das Kind eine
Verbesserung der Lebensumstände zu erwarten ist. Die Auswanderung ist seit längerer Zeit
vorbereitet. Sie erfolgt im Familienverband der mütterlichen Familie. Auch der Antragsgegner
hatte während des Zusammenlebens mit der Antragstellerin einen Einwanderungsantrag
gestellt, der von den kanadischen Behörden allerdings abgelehnt wurde. Die Antragstellerin,
die zurzeit nur Sozialhilfeleistungen erhält, hat bereits einen Arbeitsvertrag vorgelegt, der ein
eigenes Einkommen sichert.

Im Hinblick auf die auch wegen der anstehenden erheblichen räumlichen Entfernung und die
unterschiedlichen Lebensverhältnisse zu erwartenden Kommunikationsprobleme hält der
Senat im Interesse des Kindeswohles auch die vollständige Übertragung der elterlichen
Sorge auf die Antragstellerin für geboten.
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Der Senat weist darauf hin, dass die der Antragstellerin hiermit übertragene Verantwortung
sie verpflichtet, alles in ihrer Macht stehende zu tun, um im Rahmen der sich der
Auswanderung ergebenden Möglichkeiten Kontakte des Kindes mit dem Vater zu fördern.

Die Kostenentscheidung folgt aus § 150 FamFG.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diese Entscheidung ist kein Rechtsmittel gegeben.

Die Rechtsbeschwerde ist nicht zuzulassen, weil die Rechtssache keine grundsätzliche
Bedeutung hat und auch die Fortbildung des Rechts oder die Sicherung einer einheitlichen
Rechtsprechung eine Entscheidung des Rechtsbeschwerdegerichts nicht erfordert (§ 70 Abs.
2 FamFG).
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